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 Durchschrift 

Bürgermeister 
Der Stadt Emmerich am Rhein 
Postfach 100 864 
46428 Emmerich am Rhein 
 
Über den 
Landrat des Kreises Kleve 
Postfach 1552 
47515 Kleve 
 
 
 
 
Anpassung der Bauleitplanung an die Ziele der Raumordnung ge-
mäß § 34 Abs. 5 Landesplanungsgesetz (LPlG) des Landes Nord-
rhein-Westfalen 
Flächennutzungsplan-Änderung (FNP) Nr. 89 der Stadt Emmerich für 
den Bereich Neumarkt 
 
Ihr Schreiben vom 13.09.2016 / Ihr Zeichen: FB 5 - Ba 
 
 

Gegen die von Ihnen gemäß § 34 Abs. 5 LPlG NRW vorgelegte o.g. 

Flächennutzungsplan-Änderung in der Fassung der öffentlichen Ausle-

gung  

vom 15.09.2016  

 

bis 18.10.2016 

bestehen keine landesplanerischen Bedenken. 

Wie Sie in der Begründung ausführen  weicht die zwischenzeitlich ge-
wollte Feindifferenzierung der Sortimente von den Betrachtungen in der 
Auswirkungsanalyse teilweise ab. Dass sich hieraus keine grundsätzlich 
neue Bewertung möglicher Auswirkungen auf andere zentrale Versor-
gungsbereiche ergibt wird verbal-argumentativ plausibel dargelegt. Da 
sich zudem die maximale Verkaufsfläche für das Vorhaben insgesamt 
von 2.900 m² gegenüber meiner Stellungnahme zur landesplanerischen 
Abstimmung gem. § 34 (1) LPIG NRW (32.02.01.02-2102/89-410) nicht 
verändert hat, gehe ich weiterhin davon aus, dass keine „wesentliche“ 
Beeinträchtigung von ZVB im Sinne des Ziel 3 Landesentwicklungsplan 
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Nordrhein-Westfalen– Sachlicher Teilplan Großflächiger Einzelhandel zu 
erwarten ist.  

Hinweisen möchte ich auf Punkt 5.2 Erschließung auf S. 5ff. hier wird 
von Einzelhandelsflächen von 2.700 m²  Verkaufsfläche geschrieben. Im 
Zuge der weiteren Bearbeitung sollte dieser Wert mit den sonst im Plan 
als auch in der Begründung genannten 2.900 m² max. Verkaufsfläche 
übereinstimmen. 

 

In meiner Funktion als höhere Verwaltungsbehörde im Sinne des 
BauGB (Dezernat 35) weise ich in Hinblick auf das später erforderliche 
Genehmigungsverfahren gemäß § 6 BauGB auf folgende Punkte hin: 
Folgende Themen sind noch nicht ausreichend bearbeitet worden.  

 

Artenschutzrechtliche Prüfung 

Hierzu verweise ich auf meine Stellungnahme vom 04.08.2016 
(Az.32.02.01.02-2102/89-410), Punkt 3. Sie haben zwar die Erläuterun-
gen in Kap.5.6.3 des Umweltberichts etwas ergänzt, die Ausführungen 
beziehen sich aber immer noch auf das frühere Vorhaben, den Abriss 
des ehemaligen Kaufhauses. Zu dem nun geplanten Vorhaben, dem 
Neubau eines Geschäfts- und Wohnhauses auf der zurzeit brachliegen-
den Fläche, werden keine Aussagen zur artenschutzrechtlichen Vorab-
schätzung gemacht. Ich mache daher nochmals auf die gemeinsame 
Handlungsempfehlung des (damaligen) Ministeriums für Wirtschaft, 
Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr NRW (MWEBWV NRW) und des 
Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Ver-
braucherschutz NRW (MKULNV NRW): "Artenschutz in der Bauleitpla-
nung und bei der baurechtlichen Zulassung von Vorhaben" vom 
22.12.2010 aufmerksam. Demnach sind die artenschutzrechtlichen Be-
lange bereits auf der Ebene der Flächennutzungsplanung im Sinne ei-
ner überschlägigen Vorabschätzung zu berücksichtigen, soweit sie auf 
dieser Ebene bereits ersichtlich sind (Stufe I der ASP). Zur Nachvoll-
ziehbarkeit dieser artenschutzrechtlichen Vorabschätzung sind zumin-
dest das Verfahren zur Ermittlung der möglicherweise beeinträchtigten 
planungsrelevanten Arten mit Hilfe von Quellenangaben und das Er-
gebnis der artenschutzrechtlichen Prüfung (ggf. einschließlich möglich-
erweise empfohlener Vermeidungsmaßnahmen) in der Begründung 
bzw. im Umweltbericht der FNP-Änderung zu dokumentieren. Bei feh-
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lenden Aussagen zu den artenschutzrechtlichen Belangen steht die 
Umsetzbarkeit des Vorhabens und damit die Erforderlichkeit der Pla-
nung i. S. d. § 1 Abs. 3 BauGB in Frage. Dadurch könnte die Genehmi-
gung der 89. FNP-Änderung gefährdet werden. 

 

Immissionsschutz  

Die Stellungnahme des Kreises Kleve (UIB) vom 12.10.2016 hinsichtlich 
der Beurteilung der Lärmimmissionen ist im weiteren Verfahren, ein-
schließlich der späteren Abwägung der öffentlichen und privaten Belan-
ge gem. § 1 Abs. 7 BauGB durch den Rat der Stadt Emmerich, zu be-
rücksichtigen. Die Begründung ist aufgrund der Erkenntnisse im weite-
ren Verfahren ggf. in Kap. 5.9 –Geräuscheinwirkungen- zu überarbeiten. 

Die planungsrechtlichen Hinweise resultieren aus einer überschlägigen 
Sichtung der eingereichten Unterlagen. Auch hier nicht erwähnte pla-
nungsrechtliche Aspekte können bei der umfassenden Prüfung im spä-
teren Genehmigungsverfahren gemäß § 6 BauGB geltend gemacht 
werden. 
 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag  

 

 

 

Daniela Berger 
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Per elektronischer Post 
Stadt Emmerich am Rhein  
Der Bürgermeister 
Postfach 10 08 64  
46428 Emmerich am Rhein 
 
mailto: jens.bartel@stadt-emmerich.de  
 
 
 
 
vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. E 18/13 und E 18/14 und 
Flächennutzungsplan 89. Änd. VEP Neumarkt 
 
Beteiligung der Behörden u. sonstiger Träger öffentl. Belange gem. 
§ 4 (2) BauGB i.V.m. der öffentl. Auslegung gem. § 3 (2) BauGB  
 
Ihre E-Mail/Schreiben vom 13.09.2016, Az: FB 5-Ba 
 
 

Im Rahmen des o.g. Verfahrens haben Sie mich beteiligt und um Stel-
lungnahme gebeten. 

 

Hinsichtlich der Belange des Verkehrs (Dez. 25) ergeht folgende Stel-
lungnahme: 

Die Belange des Dezernates sind nicht berührt. 

 

Hinsichtlich der Belange des Luftverkehrs (Dez. 26) ergeht folgende 
Stellungnahme: 

Die Belange des Dezernates sind nicht berührt. 

 

Hinsichtlich der Belange der ländlichen Entwicklung und Bodenordnung 
(Dez. 33) ergeht folgende Stellungnahme: 

Die Belange des Dezernates sind nicht berührt. 
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Hinsichtlich der Belange der Denkmalangelegenheiten (Dez. 35.4) 
ergeht folgende Stellungnahme: 

Gegen die  o.g. Planverfahren in Emmerich bestehen aus meiner Sicht 
keine Bedenken, da sich im Planungsgebiet meines Wissens keine Bau- 
oder Bodendenkmäler befinden, die im Eigentum oder Nutzungsrecht 
des Landes oder Bundes stehen. 

Zur Wahrung sämtlicher denkmalrechtlicher Belange empfehle ich -falls 
nicht bereits geschehen- die Beteiligung des LVR -Amt für Denkmalpfle-
ge im Rheinland-, Pulheim und des LVR -Amt für Bodendenkmalpflege 
im Rheinland-, Bonn, sowie die zuständige kommunale Untere Denk-
malbehörde zu beteiligen.  

 

Hinsichtlich der Belange des Landschafts- und Naturschutzes (Dez. 51) 
ergeht folgende Stellungnahme: 

Zuständig ist der Kreis Kleve als uLB.  

 

Hinsichtlich der Belange der Abfallwirtschaft (Dez. 52) ergeht folgende 
Stellungnahme: 

Die Belange des Dezernates sind nicht berührt. 

 

Hinsichtlich der Belange des Immissionsschutzes (Dez. 53) ergeht fol-
gende Stellungnahme: 

Die Belange des Dezernates sind nicht berührt. 

 

Hinsichtlich der Belange des Gewässerschutzes (Dez. 54) ergeht fol-
gende Stellungnahme: 
 
Stellungnahme hinsichtlich ÜSG/HWRM 

Das Vorhaben befindet sich derzeit in keinem nach § 76 WHG in Ver-
bindung mit § 112 LWG ordnungsbehördlich festgesetzten oder vorläu-
fig gesicherten Überschwemmungsgebiet (ÜSG), für das besondere 
Schutzvorschriften gelten (§ 78 WHG). 
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Entgegen der Angaben in Kapitel 4 der Begründung zum Bebauungs-
plan, liegt das Vorhaben gemäß der aktuellen Hochwassergefahren- 
und -risikokarten innerhalb der Gebiete, die erst ab einem Hochwasser-
ereignis HQ100 des Rheins durch Versagen oder Überströmen von 
Hochwasserschutzeinrichtungen überschwemmt werden können.   

 

Ansprechpartner: 

• Belange der Denkmalangelegenheiten (Dez. 35.4) 
Frau Dr. Borgmann, Tel. 0211/475-1334, E-Mail: barbara.borgmann@brd.nrw.de 

• Belange des Landschafts- und Naturschutzes (Dez. 51) 
Herr Zepuntke, Tel. 0211/475-2065, E-Mail: lutz.zepuntke@brd.nrw.de 

• Belange des Gewässerschutzes (Dez. 54) 
Frau Kirbach, Tel.: 0211/475-2897, E-Mail: heidi.kirbach@brd.nrw.de  

 

Hinweis:  

Diese Stellungnahme erfolgt im Zuge der Beteiligung der Bezirksregie-
rung Düsseldorf als Träger öffentlicher Belange. 

Insofern wurden lediglich diejenigen Fachdezernate beteiligt, denen die-
se Funktion im vorliegenden Verfahren obliegt. Andere Dezernate/Sach-
gebiete haben die von Ihnen vorgelegten Unterlagen daher nicht ge-
prüft. 

Dies kann dazu führen, dass von mir z.B. in späteren Genehmigungs- 
oder Antragsverfahren auch (Rechts-)Verstöße geltend gemacht werden 
können, die in diesem Schreiben keine Erwähnung finden. 

 

Bitte beachten Sie die Anforderungen an die Form der TÖB-Beteiligung: 

http://www.brd.nrw.de/wirueberuns/TOEB/TOEB.html 

und 

http://www.brd.nrw.de/wirueberuns/PDF/Koordinierung_von_TOEB_Stellungnahmen.pdf 

 
Im Auftrag 

gez. 

Kirsten Zimmerhofer 










